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 Nr. 258 663 vom 26. Juli 2021 

in der Sache RAS X / IX 

 

 

 In Sachen: X 

  Bestimmter Wohnsitz: X 

  gegen: 

 

den belgischen Staat, vertreten durch den Staatssekretär für Asyl und Migration. 

 
 

 

DER PRÄSIDENT DES RATES FÜR AUSLÄNDERSTREITSACHEN, 

 

Gesehen den Antrag, den X, der erklärt servischer und montenegrinischer Staatsangehörigkeit zu sein, 

am 12. März 2021 eingereicht hat, um die Aussetzung der Ausführung und die Nichtigerklärung des 

Beschlusses des Beauftragten des Staatssekretärs für Asyl und Migration vom 9. Februar 2021 zur 

Unzulässigkeitserklärung eines Antrages auf Aufenthaltserlaubnis gemäß Artikel 9bis des Gesetzes vom 

15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das 

Entfernen von Ausländern und des Beschlusses dieselben Beauftragten vom 9. Februar 2021 zur 

Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen (Anlage 13), zu beantragen. 

 

Unter Berücksichtigung des Titels Ibis, Kapitel 2, Abschnitt IV, Unterabschnitt 2 des Gesetzes vom 15. 

Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das 

Entfernen von Ausländern. 

 

Gesehen den Schriftsatz mit Anmerkungen und die Verwaltungsakte. 

 

Unter Berücksichtigung des Beschlusses vom 24. Juni 2021, in dem die Sitzung am 19. Juli 2021 

anberaumt wird. 

 

Gehört den Bericht des Präsidenten G. DE BOECK. 

 

Gehört die Anmerkungen der Rechtsanwalt H. LECLERC, die für die antragstellende Partei erscheint, 

und der Rechtsanwalt A. DE WILDE, die loco Rechtsanwalt D. MATRAY für die beklagte Partei 

erscheint. 

 

FASST NACH BERATUNG DEN FOLGENDEN ENTSCHEID: 

 

1.1. Der Antragsteller stellte mit Einschreiben vom 28. März 2019 einen Antrag auf Genehmigung des 

Aufenthalts im Königreich gemäß Artikel 9bis des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise, 

den Aufenthalt, die Niederlassung und die Abschiebung von Ausländern (im Folgenden: 

Ausländergesetz). 

 

1.2. Am 9. Februar 2021 traf der Beauftragte des Staatssekretärs für Asyl und Migration die 

Entscheidung, den Antrag des Antragstellers auf Aufenthaltserlaubnis für unzulässig zu erklären.  Diese 

Entscheidung, die dem Antragsteller am 11. Februar 2021 zugestellt wurde, wurde wie folgt begründet: 
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“Im Reisepass aufgeführt: 

[A.S.], […], Staatsangehörigkeit Serbien und Montenegro 

[A.N.], […], Staatsangehörigkeit Serbien und Montenegro 

 

Auf dem Antragsformular des Herrn Rechtsbeistand LECLERC aufgeführt: 

 

[A.S.], […], Staatsangehörigkeit Kosovo 

[A.N.], […], Staatsangehörigkeit : Serbien  

 

Laut Nationalregister eingetragen: 

 

[A.S.], […], Staatsangehörigkeit Serbien und Montenegro 

[A.N.], […], Staatsangehörigkeit Serbien en Montenegro 

 

Insofern es sich um ein und dieselbe Person handelt, gibt es Umstimmigkeiten zwischen Reisepass, 

Rechtsbeistand und Nationalregister! 

 

[…] 

 

im Zuge des Antrags auf Aufenthaltserlaubnis aufgrund von Artikel 9bis des Gesetzes vom 15. 

Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das 

Entfernen von Ausländern, eingefügt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 15. September 2006 zur 

Abänderung des Gesetzes vom 15. Dezember 1980, der am 28.03.2019 von den Betreffenden 

eingereicht worden ist, teile ich Ihnen mit, dass dieser Antrag unzulässig geworden ist.  

 

BEGRÜNDUNGEN: keine außergewöhnlichen Umstände wurden angeführt  

 

Die erwähnten Elemente bilden keinen außergewöhnlichen Umstand, der erklärt, weshalb die 

betroffenen Personen den Antrag auf eine Aufenthaltserlaubnis nicht durch Mittel vom üblichen 

Verfahren einreichen können, nämlich durch den diplomatischen oder konsularischen Post, der 

zuständig ist für den Wohnsitz oder den Aufenthaltsort im Ausland. Die zuständigen Botschaften 

befinden sich für Kosovaren in Bulgarien (Sofia) und für Serben in Serbien selbst (Belgrad).  

 

Laut eigenen Angaben können die Betreffenden nicht in ihr Herkunftsland zurückkehren, weil ihnen dort 

nicht geholfen wird, sie als Roma diskriminiert werden und sie in Armut leben müssten. Nicht 

überprüfbaren Aussagen zufolge lebte die Familie früher im Herkunftsland in größtem Elend und in 

Armut. Die Betreffenden erklären, über keine finanziellen Mittel mehr zu verfügen, um in ihr 

Herkunftsland zurückkehren zu können. Sie geben an, keine Familie mehr im ehemaligen Jugoslawien 

zu haben, an die sie sich wenden könnten. Derzeit können sie kostenlos bei der Familie ihres Sohnes 

unterkommen, sodass die öffentlichen Einrichtungen Belgiens nicht für sie aufkommen müssen. Des 

Weiteren werden sie durch das Rote Kreuz unterstützt. Ihr taubstummer Sohn [J.] und seine kranke 

Frau, die laut Angaben der Betreffenden Medikamente nimmt, nehmen sie bei sich auf, weil das ihre 

familiäre Pflicht gegenüber den "Älteren" ist. Die Betreffenden kümmern sich im Gegenzug um die 

Enkelkinder. Dies sei eine Win-Win-Situation für alle Beteiligten.  

 

Die Betreffenden kamen im Jahr 2000 nach Belgien und haben nacheinander zwei Asylverfahren 

eingeleitet. Das erste Asylverfahren wurde 2002 vom Generalkommissariat für Flüchtlinge und 

Staatenlose abgeschlossen. Die Betreffenden reichten beim Staatsrat gegen diesen Beschluss 

Beschwerde ein, die jedoch im Januar 2003 abgewiesen wurde. Im Oktober 2002 beantragten die 

Betreffenden erneut Asyl; dieses Verfahren wurde noch im selben Monat abgeschlossen. Am 11. März 

2002 reichten die Betreffenden einen Antrag auf der Grundlage von Artikel 9 § 3 des Ausländergesetzes 

ein. Dieser Antrag auf Aufenthaltserlaubnis wurde am 4. Juli 2003 abgewiesen. Zwischen 2003 und 

2019 verliert sich jede Spur der Betreffenden. Erst im März 2019 wurden wir mit Einreichen eines 9bis-

Antrags informiert, dass sich die Betreffenden in Belgien aufhalten und kürzlich zu ihrem Sohn und 

dessen Familie gezogen sind. Bevor sie nach Kelmis kamen, sollen sie laut nicht überprüfbaren 

Angaben der Schwiegertochter bei einer türkischen Familie in Antwerpen untergekommen sein. Wir 

wissen nicht, wie lange sie bei dieser türkischen Familie gelebt haben oder wo sie vor ihrem Aufenthalt 

bei dieser Familie gewohnt haben. Eine Übersicht und der Nachweis über den ununterbrochenen 

Aufenthalt in Belgien fehlen.  
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Die Betreffenden sind 1957 bzw. 1961 geboren, sodass sie nur schwerlich als "Ältere" betitelt werden 

können. Außerdem ist festzuhalten, dass "alt sein" an sich kein Hinderungsgrund ist, um in den Süden 

Europas zu reisen und sich dort vorübergehend niederzulassen, während das Verfahren über die 

belgische Botschaft läuft. Die bloße Behauptung, dass sie in ihrem Herkunftsland kein Aufnahmenetz 

mehr haben, reicht nicht aus, um als außergewöhnlicher Umstand angeführt zu werden. Diese Aussage 

kann nicht überprüft werden, ebenso wenig wie die Angabe, dass sie keine finanziellen Mittel haben, um 

in ihr Herkunftsland reisen zu können. Laut eigenen Angaben lebten die Betreffenden früher in ihrem 

Herkunftsland in großem Elend und in Armut, sie schafften es jedoch, nach Belgien zu reisen und in der 

Illegalität zu überleben. Entweder sind die Betreffenden doch vermögend oder sie können auf die Hilfe 

und Unterstützung eines Netzwerks zurückgreifen. Wahrscheinlich ist, dass sie die Hilfe und 

Unterstützung eines bestehenden Netzwerks in Anspruch nehmen können. Vor Jahren beantragten die 

Betreffenden den Schutz der belgischen Asylbehörden. Diese stellten fest, dass die Aussagen der 

Betreffenden in Sachen Asylantrag nicht glaubwürdig waren. Ihre Erklärungen waren widersprüchlich 

und vage. Dass sie erneut in größtem Elend leben müssten, wenn sie in ihr Herkunftsland 

zurückkehren, ist reine Spekulation. Die Betreffenden legen keinen Bericht einer Organisation vor Ort 

vor, in dem die konkreten Lebensumstände und Zukunftsaussichten der Betreffenden im Herkunftsland 

aufgezeigt würden. Sie weisen nicht nach, dass sie nicht die Hilfe ihrer Behörden in Anspruch nehmen 

können, um ein Leben in Armut zu vermeiden, sofern dieses Risiko denn tatsächlich besteht. Die 

Betreffenden können zudem (finanzielle) Unterstützung von Familienmitgliedern und 

Nichtregierungsorganisationen erhalten. Wir kennen weder die finanzielle Situation der Betreffenden 

noch die der Familie und wissen nicht, ob diese finanzielle Situation tatsächlich prekär ist. Die 

Betreffenden erhalten Hilfe vom Belgischen Roten Kreuz und weisen nicht nach, dass sie nicht auch die 

Unterstützung von NGOs und ihrer eigenen Behörden im Herkunftsland in Anspruch nehmen können, 

damit diese Einrichtungen sie zur belgischen Botschaft begleiten, um dort ein Verfahren zur 

Beantragung einer langfristigen Aufenthaltserlaubnis einzuleiten. Die Beteiligten geben kein konkretes 

Beispiel dafür, dass sie zuvor aufgrund ihrer ethnischen Zugehörigkeit in ihrem Herkunftsland 

benachteiligt waren.  

 

Aus den Informationen, die dem Ausländeramt vorgelegt wurden, geht weder die (medizinische) 

Hilfsbedürftigkeit der Betreffenden noch die der Familie ihres Sohnes hervor. Ihren Angaben zufolge 

sollen der Sohn taubstumm und dessen Frau krank sein und Medikamente benötigen; aus diesen 

kurzen Aussagen geht jedoch nicht hervor, dass diese Familie mit (Enkel-)Kindern nicht autonom ist, 

und es geht auch nicht daraus hervor, dass die Betreffenden selbst nicht fähig sind, allein 

zurechtzukommen, und alle unweigerlich aufeinander angewiesen sind. Es liegen keine glaubwürdigen 

Bescheinigungen vor. Inwiefern die Großeltern aufgrund der Erkrankung der Schwiegertochter und der 

Taubstummheit ihres Sohnes sich um die Familie kümmern müssen, wird nicht erwähnt. Es wird nicht 

nachgewiesen, dass die Betreffenden ständig da sein müssen, um sich um die Enkelkinder zu 

kümmern, weil die Eltern aus medizinischen Gründen nicht in der Lage sind, ihre Kinder angemessen zu 

versorgen.  

 

Es liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass sich die Betreffenden in einer prekären Lage befinden, 

dass sie tatsächlich finanziell, emotional und psychisch voneinander abhängig sind und dass die Familie 

ihres Sohnes in der Lage ist, für sie aufzukommen. Ferner muss nachgewiesen werden können, dass 

kein anderes Familienmitglied für sie aufkommen kann und sie sich in einer isolierten Situation befinden. 

Wir haben keine Kenntnis darüber, wie lange sie sich schon auf belgischem Staatsgebiet aufhalten, wo 

sie dort gelebt haben und wo sich ihre anderen Kinder befinden und ob sich diese anderen Kinder, 

sofern nötig, um sie kümmern könnten, obschon die Betreffenden schwerlich als "Ältere" betitelt werden 

können. Von dem genannten Sohn abgesehen, haben die Betreffenden noch andere Kinder, von denen 

wir nicht wissen, wo sie sich aufhalten oder ob sie ihren Eltern in gleich welcher Form vorübergehend 

helfen könnten. So wurden die Namen der folgenden Kinder genannt: [A.F.], [A.D.], [A.N.] und [A.A.].  

 

Die betroffenen Personen müssen sich an ihre Botschaft wenden um die notwendigen Dokumente für 

die Rückreise zu bekommen. Dafür, und für eine eventuelle finanzielle Unterstützung, dürfen sie sich an 

die Internationale Organisation für Migration (IOM) wenden.” 

 

Dies ist die erste angefochtene Entscheidung. 

 

1.3. Am 9. Februar 2021 traf der Beauftragte des Staatssekretärs für Asyl und Migration ebenfalls die 

Entscheidung, eine Ausreiseverfügung zu erlassen.  Diese Entscheidung, die dem Antragsteller 

ebenfalls am 11. Februar 2021 zugestellt wurde, wird wie folgt begründet: 
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“Herr, der erklärt, wie folgt zu heißen: 

 

Name, Vorname: [A.S.] 

[...] 

Staatsangehörigkeit: Servië en Montenegro 

 

beim Ausländeramt nach eigenen Angaben ebenfalls unter [A.S.] [...] (Serbien und Montenegro) bekannt 

und als [A.S.] [...] (Kosovo) 

 

wird angewiesen, das Staatsgebiet Belgiens und das Staatsgebiet der Staaten, die den Schengen- 

Besitzstand vollständig anwenden, außer wenn er die erforderlichen Dokumente besitzt, um in diese 

Staaten einzureisen, innerhalb von 30 Tagen ab Notifizierung des Beschlusses zu verlassen. 

 

BEGRÜNDUNG DES BESCHLUSSES: 

 

Die Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen wird in Anwendung des folgenden Artikels (der folgenden 

Artikel) des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die 

Niederlassung und das Entfernen von Ausländern und auf der Grundlage folgender Sachverhalte 

ausgestellt: 

 

o Aufgrund von Artikel 7 Absatz 1 Nr. 1 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980: Verbleibt im Königreich, 

ohne Inhaber der aufgrund von Artikel 2 erforderlichen Dokumente zu sein: Die betroffene Person reicht 

mit ihrem Antrag einen abgelaufenen jugoslawischen Pass ein.  

o Aufgrund von Artikel 7 Absatz 1 Nr. 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980: Ist ein von der 

Visumpflicht befreiter Ausländer, der über die in Artikel 20 des Schengener Durchführungs-

übereinkommens festgelegte Frist von höchstens 90 Tagen innerhalb einer Frist von 180 Tagen hinaus 

im Königreich verbleibt: Der Betroffene beweist nicht, wann er in Belgien gewohnt hat. Wir haben eine 

Spur gefunden, dass er zwischen 2000 und 2003 in Belgien war. Zwischen 2003 und 2019 wissen wir 

nicht, wo er geblieben ist. 2019 zog er bei der Familie seines Sohnes ein. Die betroffene Person bleibt 

länger als zulässig auf belgischem Gebiet.” 

 

Dies ist die zweite angefochtene Entscheidung. 

 

2. Bezüglich des Verfahrens 

 

Der antragstellenden Partei wurde der Vorteil des gebührenfreien Verfahrens gewährt, sodass nicht auf 

die Frage der beklagten Partei eingegangen werden kann, die Kosten des Berufes der antragstellenden 

Partei zur Last zu legen. 

 

3. Untersuchung der Klage 

 

3.1.1. Mit einem ersten Klagegrund, der sich nach seinem Vorbringen gegen die erste angefochtene 

Entscheidung richtet, macht der Antragsteller einen Verstoß gegen die Artikel 2 und 3 des Gesetzes 

vom 29. Juli 1991 über die ausdrückliche Begründung der Verwaltungsakte (im Folgenden: Gesetz vom 

29. Juli 1991) geltend. 

 

Er liefert die folgenden Erklärungen: 

 

“Dieses Gesetz schreibt in Artikel 2 und 3 vor, dass jede Verwaltungsentscheidung inhaltlich und formell 

begründet seien muss.  

 

Dieses Gesetzt besagt das alle Verwaltungsentscheidung rational und nachvollziehbar begründet 

werden müssen.  

 

In vorliegendem Fall ist die Begründung des Ausländeramtes, der Antrag auf Basis des Artikels 9bis für 

Aufenthalt aus menschlichen Gründen nicht zulässig, weil keine außergewöhnlichen Umstände 

angeführt würden.  

 

Diese Begründung ist nicht nachvollziehbar.  

 

Diese Begründung ist auch nicht rational.  
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Es genügt den Antrag zu lesen um festzustellen, dass sehr wohl außergewöhnliche Umstände angeführt 

werden.  

 

Das Ausländeramt interpretiert den Gesetzestext so, dass der Antrag auf Aufenthalt vom Ausland aus 

zu stellen sei.  

 

Eine solche Bedingung wird nicht im gesetzlichen Text vermerkt.  

 

Die Begründung der Entscheidung ist somit nicht nachvollziehbar.  

Außerdem wird behauptet, der Antragsteller beweise nicht, dass er keine Familie im Ausland habe.  

 

Der Antragsteller braucht dies nicht zu beweisen. Es genügt zu wissen das er Familie in Belgien hat 

(sein Sohn [J.]) was nicht bestritten wird.  

 

Es wird ebenfalls behauptet, dass die Elemente der Sache keine außergewöhnlichen Umstände sind 

ohne das dies nachvollziehbar begründet wäre.  

 

Zusammengefasst wird behauptet, es beständen keine außergewöhnlichen Umstände obwohl diese 

offenbar bestehen.  

 

Somit ist die Entscheidung nicht rechtmäßig begründet und ist zu annullieren.  

 

Ergänzend ist hier vorzutragen, dass wenn Erklärungsbedarf besteht oder zusätzliche Informationen 

benötigt werden, dass Ausländeramt sehr wohl dazu verpflichtet ist diese bei dem Antragsteller 

anzufordern.  

 

Es wird nicht begründet wieso diese angeblichen fehlenden Informationen nicht angefordert werden.” 

 

3.1.2. Der Rat stellt fest, dass die Artikel 2 und 3 des Gesetzes vom 29. Juli 1991 vorsehen, dass die 

Entscheidungen der Kammern ausdrücklich zu begründen sind, dass die Begründung die rechtlichen 

und sachlichen Erwägungen, auf denen die Entscheidung beruht, darlegen muss und dass die 

Begründung angemessen sein muss. 

 

Diese ausdrückliche Begründungspflicht soll sicherstellen, dass der Betroffene auch im Falle einer nicht 

angefochtenen Entscheidung über die Gründe informiert wird, aus denen die Verwaltungsbehörde diese 

getroffen hat, sodass er beurteilen kann, ob Gründe für die Erhebung der ihm zur Verfügung stehenden 

Berufungsmittel gegeben sind. Der Begriff "ausreichend", wie er in Artikel 3 des Gesetzes vom 29. Juli 

1991 enthalten ist, impliziert, dass die auferlegten Gründe in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht in 

einem angemessenen Verhältnis zum Gewicht der getroffenen Entscheidung stehen müssen. Der Rat 

stellt fest, dass in der ersten angefochtenen Entscheidung die maßgeblichen Gründe, auf deren 

Grundlage diese Entscheidung getroffen wurde, klar dargelegt sind. In der Tat hat der Beklagte in der 

ersten angefochtenen Entscheidung unter Bezugnahme auf Artikel 9bis des Ausländergesetzes darauf 

hingewiesen, dass der Antragsteller das Vorliegen außergewöhnlicher Umstände nicht nachgewiesen 

habe, die es ihm erlauben würden, zu entscheiden, dass er seinen Antrag auf Erteilung einer 

Aufenthaltserlaubnis nicht im ordentlichen Verfahren, d. h. über die für seinen Wohnsitz oder den Ort 

seines Aufenthalts im Ausland zuständige diplomatische oder konsularische Vertretung, stellen könne. 

Er erläuterte auch, warum sich aus den vom Antragsteller vorgelegten Informationen seiner Ansicht 

nach keine außergewöhnlichen Umstände ableiten lassen. Alle vom Antragsteller vorgelegten 

Informationen werden dabei in der ersten angefochtenen Entscheidung einzeln und übersichtlich 

erörtert. Diese Begründung ist zutreffend und wohlbegründet.  Sie ermöglicht es dem Antragsteller, 

seine Rechtsmittel in voller Kenntnis der Sachlage zu verfolgen. Der Antragsteller macht zu Unrecht 

geltend, dass die Begründung der ersten angefochtenen Entscheidung unverständlich sei. 

 

Wenn der Antragsteller angibt, dass nicht begründet wird, warum der Beklagte keine fehlenden oder 

zusätzlichen Dokumente angefordert hat, muss der Rat darauf hinweisen, dass die förmliche 

Begründungspflicht den Beklagten nur verpflichtet, die Gründe darzulegen, auf deren Grundlage er 

glaubt, eine Entscheidung treffen zu können. Diese Begründungspflicht bedeutet nicht, dass der 

Beklagte darlegen muss, warum er selbst bestimmte Mängel, die er bei der Bearbeitung eines Antrags 

auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis festgestellt hat, nicht beseitigt hat. Es ist auch festzustellen, 

dass die Beweislast im Zusammenhang mit einem Antrag auf Genehmigung des Aufenthalts im 
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Königreich gemäß Artikel 9a des Ausländergesetzes beim Antragsteller selbst liegt. Versäumt es der 

Antragsteller, seinem Antrag die erforderlichen Unterlagen oder Klarstellungen beizufügen, ist der 

Beklagte in keiner Weise verpflichtet, von sich aus die Initiative zur weiteren Begründung des Antrags zu 

ergreifen. Der Beklagte konnte auch keine Dokumente berücksichtigen, die der Antragsteller seinem 

Gesuch beifügt, die er aber vorher nicht offengelegt hat. 

 

Mit der Angabe, dass er mit der Begründung der ersten angefochtenen Entscheidung nicht 

einverstanden sei, was impliziert, dass er diese Begründung kennt, zeigt der Antragsteller auch nicht, 

dass der Beklagte seiner Begründungspflicht nicht nachgekommen ist.  

 

Ein Verstoß gegen die förmliche Begründungspflicht, wie sie in den Artikeln 2 und 3 des Gesetzes vom 

29. Juli 1991 festgelegt ist, wurde nicht festgestellt. 

 

Der erste Klagegrund ist unbegründet. 

 

3.2.1. Mit einem zweiten Klagegrund macht der Antragsteller einen Verstoß gegen Artikel 8 der am 4. 
November 1950 in Rom unterzeichneten und durch Gesetz vom 13. Mai 1955 genehmigten 
Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (im Folgenden: 
EMRK) geltend. 
 
Er gibt folgendes an: 
 

“Der Text der Konvention gewährt dem Antragsteller das Recht auf Privat und Familienleben. Die 

öffentliche Gewalt kann nur aus Gründen der nationalen Sicherheit oder wegen Straftaten hiervon 

abweichen. Diese Menschenrechtsbestimmung ist unmittelbar anwendbar.  

 

Der Antragsteller und seine Ehefrau leben nachweislich in einem Familienverband mit [J.A.] (seinem 

Sohn), und dessen Lebensgefährtin sowie der Kindern zusammen.  

 

Es wurde eine polizeiliche Untersuchung diesbezüglich geführt.  

 

Das Recht auf Familienleben schließt ein, dass der Antragsteller im Familienverband mit seinem 

behinderten taub-stummen Sohn und dessen Lebensgefährtin leben darf.  

 

Im vorliegendem Fall hat die Verwaltungsentscheidung keineswegs geprüft ob Familienleben besteht 

oder nicht besteht, sondern sich an rein formellen Bedingungen aufgehalten um den Aufenthalt zu 

verweigern obwohl eine ehrliche und vernünftige Prüfung deutlich zeigt (dies ergibt sich auch aus der 

angefochtenen Entscheidung) das ein Familienleben und eine Abhängigkeit besteht.  

 

Die Verwaltungsentscheidung missachtet offensichtlich den Anspruch des Antragstellers auf konkrete 

Umsetzung des geschützten Familienlebens sowie diese durch die angeführte 

Menschenrechtsbestimmung garantiert wird.  

 

Die Entscheidung ist aus diesem Grund nichtig. Die Verwaltung muss Rechnung tragen von den 

tatsächlichen Sachverhalten sowie diese zum Tage der Entscheidung bestehen.” 

 

3.2.2. Der Rat muss betonen, dass sowohl aus der Begründung der ersten angefochtenen Entscheidung 

als auch aus den Unterlagen in der Verwaltungsakte, insbesondere aus einem zusammenfassenden 

Vermerk vom 18. Januar 2021, hervorgeht, dass berücksichtigt wurde, dass der Antragsteller angab, mit 

seinem Sohn, seiner Schwiegertochter und deren Kindern zusammenzuleben, und dass er daher zu 

Unrecht behauptet, dass das Vorliegen eines schutzwürdigen Familienlebens nicht geprüft worden sei. 

Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass von einem durch Art. 8 EMRK geschützten Familienleben 

zwischen erwachsenen Familienangehörigen nur dann gesprochen werden kann, wenn neben dem 

Verwandtschaftsverhältnis auch eine Form der Abhängigkeit besteht (EGMR 9. Oktober 2003, Nr. 

48321/99, Slivenko/Litauen; EGMR 17. Februar 2009, Nr. 27319/07, Onur/Großbritannien; N. MOLE, 

Asylum and the European Convention on Human Rights, Council of Europe Publishing, 2008, 97). Der 

Beklagte hat deutlich darauf hingewiesen, dass aufgrund der vorgelegten Unterlagen und der 

abgegebenen Erklärungen nicht davon ausgegangen werden kann, dass der Antragsteller tatsächlich 

von seinem Sohn, seiner Schwiegertochter oder seinen Enkeln abhängig ist, und dass auch nicht davon 

ausgegangen werden kann, dass diese Personen vom Antragsteller abhängig sind. Das Vorbringen des 

Antragstellers zeigt nicht, dass die detaillierte Bewertung der vorgelegten Daten durch den Beklagten 
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falsch oder offensichtlich unangemessen ist. Darüber hinaus ist festzustellen, dass die angefochtenen 

Entscheidungen keinesfalls ein bestehendes Aufenthaltsrecht beenden und dass aus Artikel 8 EMRK 

keine allgemeine Verpflichtung für einen Staat abgeleitet werden kann, die Wahl des gemeinsamen 

Aufenthalts von Ausländern zu respektieren oder die Familiengründung in seinem Hoheitsgebiet 

zuzulassen (EGMR 19. Februar 1996, Nr. 23.218/94, Gülheim, Rechtssache C-36/00). 23.218/94, Gül v. 

Switzerland ; J. VANDE LANOTTE  und Y. HAECK (eds), Handboek EVRM Deel 2 Artikelsgewijze 

Commentaar, Volume I, Antwerp-Oxford, Intersentia, 2004, 754-756). Es ist auch darauf hinzuweisen, 

dass die angefochtenen Entscheidungen es dem Antragsteller nicht unmöglich machen, in der Zukunft 

ein Familienleben mit seinem Sohn und dessen Familie im Königreich aufzubauen, nachdem er sich 

rechtmäßig niedergelassen hat. Es ist im Übrigen auch nicht ersichtlich, dass der Antragsteller nur in 

Belgien ein Familienleben führen kann. Die angefochtenen Entscheidungen hindern den Antragsteller 

auch nicht daran, normale familiäre Kontakte zu seinen Verwandten in Belgien zu pflegen. Dazu kann er 

moderne Kommunikationsmittel nutzen und es besteht die Möglichkeit von gegenseitigen Besuchen. 

Der Antragsteller weist auch nicht nach, dass die angefochtenen Entscheidungen irgendeinen Aspekt 

seines Privatlebens beeinträchtigen, der in den Anwendungsbereich von Artikel 8 EMRK fällt. Unter 

diesen Umständen kann der Rat nicht feststellen, dass der Beklagte einer positiven Verpflichtung aus 

Artikel 8 EMRK unterliegt, die ihn daran hindern würde, die angefochtenen Entscheidungen zu treffen.  

 

Es gibt keine Anhaltspunkte für eine Verletzung von Artikel 8 der EMRK. 

 

Der zweite Klagegrund ist unbegründet. 
  

3.3.1. Mit einem dritten Klagegrund, der sich gegen die erste angefochtene Entscheidung richtet, macht 

der Antragsteller einen Verstoß gegen § 9a des Ausländergesetzes geltend. 

 

Er gibt folgendes an: 

 

“Verletzung des Artikels 9bis des Gesetzes vom 15.12.1980 weil in diesem Artikel die durch das 

Ausländeramt angeführten außergewöhnlichen Umstände nicht verlangt werden und somit diese 

gesetzliche Bestimmung durch das Ausländeramt falsch ausgelegt- und verletzt wird.  

Der Artikel 9bis sieht vor, dass aus folgenden Gründen ein Antrag als unzulässig (§2) erklärt werden 

kann:  

1) Wenn schon in einem Asylverfahren diese Gründe angeführt wurden und abgewiesen worden sind. 

Dies ist hier offensichtlich nicht der Fall. Das Asylverfahren wurde aus anderen Gründen vor 19 Jahren 

geführt.  

2) Wenn die Gründe schon in einem Asylverfahren eingebracht werden mussten. Dies ist hier auch nicht 

der Fall. Die Behinderung des Sohnes [J.]  wurde durch die FÖD Soziale Sicherheit später anerkannt.  

3) Wenn die Element bereits in einem anderen Aufenthaltsantrag für Belgien aufgeführt wurden. Dies ist 

nicht der Fall. Es handelt sich um den ersten Antrag auf Basis des Artikels 9bis. Im angefochtenem 

Beschluss wird deutlich erwähnt, dass während 19 Jahren der Antragsteller keine 

verwaltungsrechtlichen Schritte eingereicht hat.  

4) Wenn es sich um Elemente handelt die im Rahmen eines Aufenthaltsantrages auf Basis des Artikels 

9ter (medizinische Gründe) angeführt wurden. Dies ist nicht der Fall. Es wurde kein Antrag auf Basis 

des Artikels 9ter in der Vergangenheit gestellt. Es ist festzuhalten, dass die durch Artikel 9bis 

vorgesehenen Unzulässigkeitsgründe im vorliegendem Fall nicht gegeben sind. Das Ausländeramt 

behauptet das Gegenteil. Es beständen Unzulässigkeitsgründe. Diese Begründung fußend auf eine 

eigenmächtige Auslegung ist gesetzeswidrig. Die außergewöhnlichen Gründe die nicht aufgelistet 

wurden sind, sind nicht definiert. Die Elemente die der Antragsteller anführt sind also außergewöhnliche 

Umstände weil diese nicht von willkürlichen Ermessen des Ausländeramtes abhängig sind (der 

Antragsteller könne vom Ausland den Antrag auf 9bis stellen). Die Begründung der angefochtenen 

Entscheidung verletzt den Artikel 9bis und ist somit auszusetzen und aufzuheben.”  

 

3.3.2. Gemäß den Bestimmungen von Artikel 9bis, § 1, Absatz 1 des Ausländergesetzes kann ein 

Antrag auf eine Aufenthaltserlaubnis in Belgien nur unter "außergewöhnlichen Umständen" gestellt 

werden.  

 

Außergewöhnliche Umstände im Sinne von Artikel 9bis des Ausländergesetzes sind Umstände, die es 

für einen Ausländer sehr schwierig oder sogar unmöglich machen, sich an die zuständige belgische 

diplomatische oder konsularische Vertretung zu wenden. 
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Diese außergewöhnlichen Umstände sind nicht zu verwechseln mit den Sachargumenten, die für die 

Beantragung einer Aufenthaltserlaubnis angeführt werden. Mit anderen Worten: Die Anwendung von 

Artikel 9bis des Ausländergesetzes beinhaltet eine doppelte Prüfung: 

 

- über die Ordnungsmäßigkeit oder Zulässigkeit des Antrags: ob der Antragsteller über ein 

Ausweisdokument verfügt oder von diesem Erfordernis befreit ist und ob akzeptable außergewöhnliche 

Umstände geltend gemacht werden, um die Nichtbeantragung der Genehmigung im Ausland zu 

rechtfertigen; 

 

- in Bezug auf die Begründetheit des Antrags: ob es Gründe gibt, dem ausländischen 

Staatsangehörigen einen Aufenthalt im Königreich von mehr als drei Monaten zu genehmigen; in dieser 

Hinsicht hat der zuständige Minister oder Staatssekretär einen weiten Ermessensspielraum. 

 

Vor der Prüfung, ob ausreichende Gründe für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis vorliegen, muss 

der Beauftragte des zuständigen Ministers oder Staatssekretärs prüfen, ob der Antrag ordnungsgemäß 

gestellt wurde, d. h. ob der Antragsteller über ein Ausweisdokument verfügt oder von diesem Erfordernis 

befreit ist und ob akzeptable außergewöhnliche Umstände geltend gemacht wurden. 

 

Der Antragsteller ist verpflichtet, die außergewöhnlichen Umstände, die ihn daran hindern, seinen 

Antrag über die für den Wohn- oder Aufenthaltsort im Ausland zuständige diplomatische oder 

konsularische Vertretung einzureichen, deutlich anzugeben (Staatsrat 20. Juli 2000, Nr. 89.048). Aus 

seinen Ausführungen muss ersichtlich sein, worin genau das geltend gemachte Hindernis besteht. 

 

Im vorliegenden Fall entschied der Beklagte, dass die vom Antragsteller erteilten Auskünfte nicht den 

Schluss zuließen, dass er seinen Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltsgenehmigung nicht im Rahmen 

des regulären Verfahrens nach § 9 des Ausländergesetzes stellen konnte und dass dieser Antrag daher 

unzulässig war.  

 

Der Umstand, dass der Gesetzgeber in Art. 9bis Abs. 2 des Ausländergesetzes ausdrücklich 

vorgesehen hat, dass bestimmte Daten nicht als außergewöhnliche Umstände anerkannt werden 

können, bedeutet nicht, wie der Antragsteller zu Unrecht meint, dass der Beklagte nicht davon 

ausgehen könnte, dass andere als die in der vorgenannten Bestimmung genannten Daten nicht zu dem 

Schluss führen könnten, dass außergewöhnliche Umstände vorliegen und der gestellte Antrag auf 

Aufenthaltserlaubnis unzulässig ist. Artikel 9bis Absatz 2 des Ausländergesetzes berührt in keiner Weise 

die Möglichkeit des Beklagten, frei zu entscheiden, ob er nicht aufgrund anderer als der in dieser 

Bestimmung verzeichneten Informationen davon ausgehen kann, dass außergewöhnliche Umstände 

vorliegen oder nicht.  

 

Der behauptete Verstoß gegen Artikel 9bis des Ausländergesetzes beruht auf einer falschen Auslegung 

dieser Rechtsvorschrift. 

 

Eine Verletzung von Artikel 9bis des Ausländergesetzes ist nicht nachgewiesen. 

 

Der dritte Klagegrund ist unbegründet. 

 

3.4.1. Mit einem vierten Klagegrund macht der Antragsteller einen Verstoß gegen die Richtlinie 

2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über das Recht der 

Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen 

und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 

64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 

90/365/EWG und 93/96/EWG (im Folgenden: Richtlinie 2004/38/EG) geltend. 

 

 Er gibt folgendes an: 

 

4. Viertes Rechtsmittel:  

 

“In dieser Direktive wird festgehalten (Artikel 2) das Bürger der Union jede Person ist, die die 

Staatsangehörigkeit eines Mitgliedsstaates hat. Belgier sind also Unionsbürger. Artikel 2, 2) sieht vor, 

dass Mitglieder sind die unmittelbaren Vorfahren die zu Lasten sind. Artikel 7 sieht vor, dass das 

Mitglied der Familie Anspruch auf Aufenthalt von mehr als 3 Monaten hat, wenn ein genügendes 

Einkommen besteht und er sozialversichert ist. Dies ist hier der Fall und wird auch nicht durch das 
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Ausländeramt bestritten. Somit verfügt der Antragsteller über ein Aufenthaltsrecht gemäß dem 

Europäischem Recht.  

Die Tatsache, dass dieses Aufenthaltsrecht durch den Belgischen Staat verweigert wird, widerspricht 

somit dem Europäischem Recht. Der Belgische Staat erkennt die Abstammung zwischen dem 

Antragsteller und seinem Sohn, [J.], an. Es ist ebenfalls belegt, dass der Antragsteller im 

Familienverband des Sohnes lebt und dass der Sohn sich um ihn kümmert und er sich um den Sohn 

kümmert.” 

 

3.4.2. Der Rat stellt fest, dass die Richtlinie 2004/38/EG durch das Gesetz vom 25. April 2007 zur 

Änderung des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über den Zugang zum Hoheitsgebiet, den Aufenthalt, 

die Niederlassung und die Abschiebung von Ausländern in die belgische Rechtsordnung umgesetzt 

wurde. Nach der Umsetzung einer Richtlinie können sich Einzelpersonen nur dann in angemessener 

Weise auf die Bestimmungen der Richtlinie berufen, wenn die nationalen Umsetzungsmaßnahmen 

fehlerhaft oder unzureichend sind (EuGH 4. Dezember 1997, C-253/96 bis C-258/96, Kampelmann, 

Rdnr. 42; siehe auch EuGH 3. Dezember 1992, C-140/91, C-141/91, C-278/91 und C-279/91, Suffritti, 

Rdnr. 13; Staatsrat 2. April 2003, Nr. 117.877). Der Antragsteller weist dies jedoch nicht nach. Er kann 

sich daher nicht in zulässiger Weise auf einen Verstoß gegen die Bestimmungen der Richtlinie 

2004/38/EG berufen.  

 

Der Vollständigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass Artikel 3 der Richtlinie 2004/38/EG vorsieht, 

dass diese Richtlinie"gilt für jeden Unionsbürger, der sich in einen anderen als den Mitgliedstaat, dessen 

Staatsangehörigkeit er besitzt, begibt oder sich dort aufhält, sowie für seine Familienangehörigen im 

Sinne von Artikel 2 Nummer 2, die ihn begleiten oder ihm nachziehen". Daher können sich 

Unionsbürger, die sich in ihrem eigenen Mitgliedstaat aufhalten, und folglich auch ihre 

Familienangehörigen, die sie begleiten oder ihnen nachreisen wollen, nicht sinnvoll auf die 

Bestimmungen dieser Richtlinie berufen.  

 

Der vierte Klagegrund ist unzulässig.  

 

3.5.1. Mit einem fünften Klagegrund, der sich eindeutig gegen die erste angefochtene Entscheidung 

richtet, macht der Antragsteller einen Verstoß gegen das in Artikel 11 der belgischen Verfassung 

enthaltene Diskriminierungsverbot geltend. 

 

Er liefert die folgenden Erklärungen: 

 

“Diese Bestimmung sieht vor, dass keine Diskriminierung zwischen Belgiern statthaft ist.  

Gemäß der verfassungsrechtlichen Bestimmung (Artikel 191), genießen Ausländer dieselben Rechte 

wie Belgier. Dies bedeutet logischer Weise, dass die Rechte die für Unionsbürger (Ausländer) gelten, 

auch für Belgier gelten. Mit anderen Worten, die angefochtene Entscheidung verletzt die Belgische 

Verfassung und insbesondere das Gleichbehandlungsgebot. Ein Unionsbürger der nicht Belgier ist, und 

in Belgien lebt, kann eine Familienzusammenführung mit einem Vorfahren in die Wege leiten. Der 

Belgier der in derselben Situation ist und einen ausländischen Vorfahren hat, kann keine 

Familienzusammenführung auf Basis des Europäischen Rechts machen. Diese Diskriminierung ist 

verfassungswidrig. Die Entscheidung die diese Diskriminierung anwendet ist null und nichtig.” 

 

3.5.2. Der Rat kann nur zu dem Schluss kommen, dass es sich bei dem fünften Klagegrund um eine 

Kritik am Gesetz handelt und dass er nicht befugt ist, Rechtsvorschriften anhand der Verfassung zu 

überprüfen. Daher kann der Rat die Kritik des Antragstellers nicht berücksichtigen, um zu dem Schluss 

zu kommen, dass der angefochtene Beschluss rechtswidrig ist (vgl. Staatsrat 23. Februar 2000, Nr. 

85.592; Staatsrat 9. Oktober 2002, Nr. 111.146; Staatsrat 24. Oktober 2011, Nr. 215.954; Staatsrat 21. 

November 2011, Nr. 216.359).  

 

Darüber hinaus stellt der Rat fest, dass das Verfassungsgericht bereits entschieden hat, dass kein 

unverhältnismäßiger Verstoß gegen den Grundsatz der Gleichheit und Nichtdiskriminierung oder gegen 

das Recht auf Schutz des Familienlebens vorliegt, wenn den Eltern eines volljährigen Belgiers keine 

Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke der Familienzusammenführung erteilt werden kann (GwH 26. 

September 2013, Nr. 121/2013, Erwägung B.54.2.). 

 

Der fünfte Klagegrund ist unzulässig.  
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3.6.1. Mit einem sechsten Klagegrund macht der Antragsteller geltend, dass, da die zweite 

angefochtene Entscheidung auf der ersten angefochtenen Entscheidung beruhe und rechtswidrig sei, 

auch die zweite angefochtene Entscheidung für nichtig erklärt werden müsse. 

 

3.6.2. Dem Vorbringen des Antragstellers, dass die Aufhebung der ersten angefochtenen Entscheidung 

- die eine eigene rechtliche und tatsächliche Grundlage hat und nicht einfach als 

Durchführungsentscheidung einer Entscheidung angesehen werden kann, mit der ein Antrag auf 

Aufenthaltserlaubnis für unzulässig erklärt wird - automatisch zur Aufhebung der zweiten angefochtenen 

Entscheidung führen müsse, kann nicht gefolgt werden. Außerdem hat der Antragsteller nicht dargelegt, 

dass die erste angefochtene Entscheidung mit einem Mangel behaftet ist, der zur Aufhebung dieser 

Entscheidung führen könnte. Daher kann sein Vorbringen nicht zu dem Schluss führen, dass die zweite 

angefochtene Entscheidung für nichtig erklärt werden sollte. 

 

Der sechste Klagegrund ist unbegründet. 

 

4. Kurze Verhandlungen  

 

Die Nichtigkeitsklage ist bezüglich des zweiten angefochtenen Beschlusses unzulässig und die 

antragstellende Partei hat bezüglich des ersten angefochtenen Beschlusses keinen begründeten Grund 

angeführt, der zur Nichtigerklärung dieses Beschlusses führen kann. Da es Grund gibt, Artikel 36 des 

Königlichen Erlasses vom 21. Dezember 2006 zur Festlegung des Verfahrens vor dem Rat für 

Ausländerstreitsachen anzuwenden, wird der Aussetzungsantrag, als Akzessorium der 

Nichtigkeitsklage, zusammen mit der Nichtigkeitsklage abgewiesen.  

 

AUS DIESEN GRÜNDEN BESCHLIEßT DER RAT FÜR AUSLÄNDERSTREITSACHEN: 

 

 

 

Einziger Artikel 

 

Der Aufsetzungsantrag und die Nichtigkeitsklage werden abgewiesen. 

 

 

 

So verkündet in öffentlicher Sitzung am sechsundzwanzigsten Juli zweitausendeinundzwanzig in 

Brüssel durch: 

 

Herrn G. DE BOECK,                                          Präsident des Rates 

 

Herrn T. LEYSEN,                                            Greffier 

 

 

 

Der Greffier,      Der Präsident, 

  

 

 

 

       

T. LEYSEN       G. DE BOECK 

 

 

 

 


